5 StR 34/08

BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES
URTEIL

vom 6. Mai 2008
in der Strafsache
gegen

wegen Untreue u. a.



Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat in der Sitzung vom

6. Mai 2008, an der teilgenommen haben:

Vorsitzender Richter Basdorf,

Richter Dr. Brause,

Richter Schaal,

Richter Dr. Schafer,

Richter Prof. Dr. Sander

als beisitzende Richter,

Staatsanwalt

als Vertreter der Bundesanwaltschaft,

Rechtsanwalt W.

als Verteidiger fur den Angeklagten B. K.

Rechtsanwalt K.

als Verteidiger fur den Angeklagten D. K.

Justizangestellte

als Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle,



fur Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Staatsanwaltschaft wird das Urteil
des Landgerichts Gorlitz vom 7. Mai 2007 mit den Feststel-
lungen aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung,
auch uber die Kosten der Rechtsmittel, an eine Wirtschafts-

strafkammer des Landgerichts Dresden verwiesen.

— Von Rechts wegen —

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten B. K. wegen vor-
satzlichen Bankrotts verwarnt und die Verhangung einer Geldstrafe von
70 Tagessatzen zu je 35 Euro vorbehalten. Vom Vorwurf der Untreue in zwei
Fallen sowie vom Vorwurf des vorsatzlichen Unterlassens der Stellung des
Antrags auf Eréffnung des Insolvenzverfahrens hat das Landgericht den An-
geklagten B. K. aus tatsachlichen Grunden freigesprochen,
ebenso den Angeklagten D. K. vom Vorwurf der Beihilfe zur Untreue
in zwei Fallen. Die zuungunsten der Angeklagten eingelegten und gegen das
gesamte Urteil gerichteten Revisionen der Staatsanwaltschaft, die vom Ge-

neralbundesanwalt vertreten werden, haben jeweils mit der Sachruge Erfolg.



Das Landgericht hat folgende Feststellungen und Wertungen getrof-

fen:

1. Der Angeklagte B. K. war alleiniger Geschaftsfuhrer und
Gesellschafter der F. P. GmbH, fur deren Kontokorrentdarlehen
er selbst gegenuber den Banken birgte. Seit April 2000 geriet die F.

P. GmbH in Zahlungsschwierigkeiten. Um ein Insolvenzverfahren Uber
das Firmenvermogen mit der Folge eines — insbesondere wegen der Burg-
schaften drohenden — eigenen Privatinsolvenzverfahrens abzuwenden,
wandte sich der Angeklagte an den Zeugen Rechtsanwalt S. mit dem
Auftrag, Verhandlungen uber Forderungsverzichte mit den Banken zu flhren.
Gleichwohl kundigten die HypoVereinsbank AG, die Commerzbank AG und
die Deutsche Bank AG im Juni 2000 die jeweils gewahrten Kontokorrentkre-
dite und stellten Schuldsalden in Héhe von rund 1,04 Mio. DM, von fast
700.000 DM bzw. rund 2,01 Mio. DM fallig. Allerdings konnte der Angeklagte
B. K. im Zuge der fortgefuhrten Verhandlungen erreichen, dass
von ihm hierfur gewonnene Vertrauenspersonen, namlich der vormals Mitan-
geklagte M. , gegen den das Verfahren nach § 153a StPO eingestellt
worden ist, und sein Vater, der Mitangeklagte D. K. , mit den Banken
Kaufvertrage am 26. Juni 2000, 17. Juli 2000 bzw. 11. August 2000 Uber die

ausstehenden Darlehensforderungen abschlossen.

a) Demgemal trat die HypoVereinsbank AG an M. ihre Forde-
rung in Hohe von 1.062.068,70 DM nebst den hierfur gewahrten Sicherheiten
gegen einen Kaufpreis von 500.000 DM ab. Zu den Sicherheiten gehorten
neben der Burgschaft Forderungen der F. P. GmbH gegen ihre
Abnehmer. Den Kaufpreis Uberwies der Angeklagte B. K. von
einem Konto der F. P. GmbH bei einer weiteren Bank uber ein
Anderkonto des Rechtsanwalts S. an die HypoVereinsbank AG und

nicht, wie gegenuber der Bank vorgespiegelt, M. aus seinem Vermo-



gen. In der Buchhaltung der F. P. GmbH liel3 der Angeklagte
diesen Zahlungsvorgang als Darlehen an M. uber 500.000 DM erfas-
sen. Gemal} der vorher getroffenen Abrede ,verrechneten® der Angeklagte
B. K. und M. den der Firma zustehenden Darlehensrick-
zahlungsanspruch mit der von M. erworbenen Bankforderung. Uber
den Restbetrag in Hohe von 562.068,70 DM erteilte der Angeklagte B.

K. dem M. am 7. Juli 2000 eine Saldenbestatigung; nach der zuvor
getroffenen ,Sanierungsvereinbarung“ sollte M. diese Restforderung
der F. P. GmbH eigentlich erlassen (Fall 1 der Anklage). Tat-
sachlich lie® der Angeklagte B. K. in der Folgezeit Rechtsanwalt
S. gegenuber den Kunden der F. P. GmbH den Ubergang
der Geschaftsforderungen auf M. offen legen und die auf diese Forde-

rungen gezahlten Betrage auf das Anderkonto einziehen.

b) In gleicher Weise erwarb der Angeklagte D. K. von der
Commerzbank AG deren Forderung in Hohe von 685.863,65 DM nebst der
Blrgschaft und zur Sicherheit von der F. P. GmbH an die Bank
abgetretener Forderungen; der Kaufpreis in Hohe von 200.000 DM wurde
vom Angeklagten B. K. in Hohe von 150.000 DM wiederum von
einem Konto der F. P. GmbH bei einer weiteren Bank uber das
Anderkonto an die Commerzbank Uberwiesen. Auch diesen Geschéaftsvorfall
lie® der Angeklagte B. K. als Darlehen verbuchen. Nach ,Ver-
rechnung“ der gegenseitigen Forderungen gab der Angeklagte B. K.

am 20. Juli 2000 gegenuber seinem Vater eine Saldenbestatigung Uber
die diesem zustehende Restforderung in Héhe von 535.863,65 DM ab, an-
statt einen Erlassvertrag abzuschliel3en (Fall 2 der Anklage). Den Restbetrag
des Kaufpreises in Hohe von 50.000 DM uberwies der Angeklagte B.

K. vom Bankkonto einer anderen Firma auf das Anderkonto.

In gleicher Weise sollte M. die noch offene Forderung von der
Deutschen Bank AG aus dem Kontokorrentdarlehen erwerben; dieses Ge-

schaft (als solches nicht Gegenstand der Anklage) scheiterte jedoch, weil der



Angeklagte B. K. den daflr erforderlichen Kaufpreis in Hohe von
1.320.000 DM bis zum 5. Oktober 2000 nicht aufbringen konnte. Es gelang
ihm lediglich, vom 8. August bis zum 18. Oktober 2000 insgesamt rund

450.000 DM auf das Anderkonto zu zahlen. Nach Eroffnung des Insolvenz-

verfahrens am 1. November 2000 lie3 der Angeklagte B. K. Uber
Rechtsanwalt S. die Herausgabe dieser Guthaben ebenso wie der Be-
trage, die von den Kunden auf die auf M. und D. K. Uberge-

gangenen Geschaftsforderungen gezahlt worden waren, gegenuber der In-

solvenzverwalterin verweigern.

c) Mehrere Liquiditatsstaten betreffend die Zahlungsfahigkeit der F.

P. GmbH ergaben nach Auffassung des Landgerichts im Zeitraum
von April bis zum 30. September 2000 unter Berlcksichtigung der mit den
Banken vereinbarten ,Stillhalteabkommen® und der Guthaben auf dem An-
derkonto Deckungsgrade von jeweils Uber 90 %. Erst nachdem die von der
Deutschen Bank AG bis zum 5. Oktober 2000 gesetzte Zahlungsfrist nicht
eingehalten werden konnte und damit die mit dieser Bank geflhrten Ver-
gleichsverhandlungen gescheitert waren, sei Zahlungsunfahigkeit eingetre-
ten; daher habe der Angeklagte B. K. am 12. Oktober 2000

rechtzeitig vor Ablauf der Dreiwochenfrist Insolvenzantrag gestellt (Fall 4 der

Anklage).
d) Allerdings unterlie3 es der Angeklagte B. K. als Ge-
schaftsfuhrer der F. P. GmbH trotz der seit Fruhjahr 2000 dro-

henden Zahlungsunfahigkeit, bis spatestens zum 30. Juni 2000 einen Jah-
resabschluss flr das vorangegangene Geschaftsjahr 1999 aufzustellen. Am
1. November 2000 wurde das Insolvenzverfahren uUber das Vermogen der
F. P. GmbH eroffnet (Fall 3 der Anklage).

2. Nach Auffassung des Landgerichts begriindete auch der Umstand,
dass der Angeklagte B. K. in Hohe von 650.000 DM von seinen

Burgschaftsschulden befreit wurde, nicht seine Strafbarkeit wegen Untreue
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zu Lasten der F. P. GmbH; denn aus § 32b GmbHG folge — an-
ders als aus § 30 GmbHG — kein Ruckzahlungsverbot. Der Erwerb der falli-
gen und durchsetzbaren Forderungen aus den Kontokorrentdarlehen sei we-
gen des Glaubigerwechsels sogar vorteilhaft gewesen, zumal es nicht be-
wiesen sei, dass die F. P. GmbH selbst die Kaufvertrage mit den
Banken hatte abschlieRen kénnen. Die Uberweisungen in Héhe von rund
450.000 DM sollten nach Uberzeugung des Landgerichts dem Forderungs-
erwerb von der Deutschen Bank AG dienen und nicht, wie in der Anklage
zugrunde gelegt, an die Vertrauenspersonen weitergeleitet werden. Dass der
Angeklagte B. K. die Herausgabe der auf dem Anderkonto be-
findlichen Guthaben verweigert habe, beruhe auf einem neuen, freilich zeit-
lich nicht genau zu bestimmenden Tatentschluss. Dieses Verhalten sei von

der Anklage nicht umfasst.

Die Freispriche halten rechtlicher Nachprifung nicht stand.

1. Der Freispruch des Angeklagten B. K. vom Vorwurf der
Untreue in zwei Fallen und der Insolvenzverschleppung erweist sich aus

mehreren Grinden als rechtsfehlerhaft.

a) Hinsichtlich des Freispruchs vom Vorwurf der Untreue (§ 266 StGB)
in den Fallen 1 und 2 der Anklage ist das Landgericht von unzutreffenden
rechtlichen Voraussetzungen ausgegangen und hat den angeklagten Sach-
verhalt nicht unter allen tatsachlichen und rechtlichen Gesichtspunkten er-

schopfend gewurdigt.

aa) Das Landgericht hat, worauf der Generalbundesanwalt zutreffend
hingewiesen hat, nicht bedacht, dass die Uberwiesenen Betrage in Hohe von
650.000 DM bei entsprechender Befreiung des Angeklagten von seinen

Blrgschaftsschulden aus den Mitteln des zur Erhaltung des Stammkapitals
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erforderlichen Vermégens der F. P. GmbH stammen koénnten.
Dadurch konnte der Angeklagte B. K. der F. P.

GmbH das Stammkapital entgegen § 30 Abs. 1 GmbHG entnommen haben.
Daruber hinaus kénnte er im Falle eines bereits aufgezehrten Stammkapitals
die Uberschuldung der F. P. GmbH herbeigefuhrt oder vertieft
haben. Eine derartige Vermogenssituation lag hier bei der Gesellschaft an-

gesichts des festgestellten gesamten Geschehensablaufs nahe.

(1) Nach standiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs begeht
der Geschaftsfuhrer eine Untreue zu Lasten der GmbH, wenn er das zur Er-
haltung des Stammkapitals, das der Verfugungsmacht der Gesellschafter im
Interesse der Glaubiger entzogen ist, erforderliche Vermdgen an die Gesell-
schafter auszahlt (BGHSt 35, 333, 337 f.; 9, 203, 216; 3, 32, 40; BGHR StGB
§ 266 Abs. 1 Nachteil 23, 37, 45; BGH wistra 2003, 385, 387; Schaal in Ro-
wedder/Schmidt-Leithoff, GmbHG 4. Aufl. vor § 82 Rdn. 17 m.w.N.; Tiede-
mann, GmbH-Strafrecht 4. Aufl. vor §§ 82 ff. Rdn. 15). Dies gilt auch dann,
wenn das Stammkapital bereits verloren und die GmbH Uberschuldet ist
(BGHR StGB § 266 Abs. 1 Nachteil 21).

Hat der Gesellschafter der GmbH anstelle von Eigenkapital ein Darle-
hen gewahrt — oder dieses stehengelassen (vgl. dazu Pentz in Rowed-
der/Schmidt-Leithoff aaO § 32a Rdn. 143 ff. m.w.N.) —, das als eigenkapital-
ersetzend zu qualifizieren ist, weil es verlorenes Stammkapital ersetzt oder
eine darliber hinausgehende Uberschuldung abdeckt, besteht ebenfalls ein
Ruckzahlungsverbot im Sinne des § 30 Abs. 1 GmbHG: Der Geschaftsflihrer
darf das Darlehen nicht an den Gesellschafter zurlickzahlen, soweit er damit
in das (wiederhergestellte) Stammkapital eingreifen oder sogar die (erneute)
Uberschuldung der GmbH herbeifiihren wirde (vgl. BGHZ 90, 370, 376 ff.;
76, 326, 328 ff.;, BGHR GmbHG § 30 Abs. 1 Gesellschafterdarlehen 1 =
BB 2005, 176, 177, BGH NJW 2006, 225). Auszahlungen an den Gesell-
schafter durfen nur geleistet werden, wenn die Aktiva die Passiva Uberstei-

gen und zudem nur in der HOhe, in welcher der sich daraus ergebende Un-
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terschiedsbetrag den Nennwert des Stammkapitals Ubersteigt (vgl. Maurer
GmbHR 2004, 1549, 1550 m.w.N.). Ein vorsatzlicher Versto? gegen dieses
Ruckzahlungsverbot begrindet die Strafbarkeit wegen Untreue (vgl. Hartung
NJW 1996, 229, 231 f.; Maurer aaO S. 1555; Gribbohm DStR 1991, 248,
249; Hachenburg/Kohimann, GmbHG 8. Aufl. vor § 82 Rdn. 98; Dierlamm in
MinchKomm-StGB, § 266 Rdn. 139, 170; vgl. auch BGHR StGB § 266
Abs. 1 Nachteil 53; BGH wistra 2006, 309; BGH, Beschlisse vom 15. Ap-
ril 1977 — 2 StR 799/76 und 800/76; Muhler wistra 1994, 283, 287).

Nichts anderes gilt fur Ruckzahlungen auf ein von einem Gesell-
schaftsfremden gewahrtes Darlehen, das durch eine Leistung des Gesell-
schafters (etwa Blrgschaften oder Bestellung von Grundpfandrechten) ab-
gesichert ist, soweit diese Leistung verlorenes Stammkapital ersetzt oder
eine darliber hinausgehende Uberschuldung abdeckt. Nach standiger Recht-
sprechung der Zivilsenate des Bundesgerichtshofs sind Ruckzahlungen auf
einen Kredit, die eine notleidende Gesellschaft an einen Fremdglaubiger ge-
leistet hat, als Einlagenriickgewahr an den Gesellschafter zu betrachten,
wenn dieser sich fur den Kredit in einer Lage verburgt hat, in der ein unmit-
telbar von ihm gewahrtes Darlehen als Kapitalersatz zu behandeln gewesen
ware. Eine Kreditrickfuhrung aus Mitteln des zur Erhaltung des Stammkapi-
tals erforderlichen Vermdgens stellt in Hohe der Befreiung von der Birg-
schaftsschuld eine Auszahlung an den blrgenden Gesellschafter im Sinne
des § 30 Abs. 1 GmbHG dar (BGHZ 81, 252, 260; BGH GmbHR 2005,
540 f.; BGH NJW 1992, 1166; 1990, 2260, 2261; Hueck/Fastrich in Baum-
bach/Hueck, GmbHG 18. Aufl. § 32a Rdn. 95). Sofern der Gesellschafter in
einem solchen Falle das Darlehen an den Fremdglaubiger nicht aus seinem
privaten Vermogen zuruckfuhrt oder er der GmbH in Hohe seiner Befreiung
weder eine gleichwertige Sicherheit stellt noch in sonstiger Weise einen Aus-
gleich schafft, kann die Rickzahlung seine Strafbarkeit wegen Untreue be-
grinden (vgl. Hartung aaO S. 234; Maurer aaO S. 1555; Hachen-
burg/Kohlmann aaO vor § 82 Rdn. 190).
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(2) Ob der Geschaftsfihrer durch die Darlehensriickzahlung in das
Stammkapital eingegriffen oder sogar eine dariiber hinaus bestehende Uber-
schuldung vertieft hat, I&sst sich hier — anders als in den Fallen einer ,Aus-
héhlung” der Gesellschaft (vgl. dazu BGHSt 35, 333, 338; BGH wistra 2006,
265) — nur anhand eines Uberschuldungsstatus feststellen (vgl. zu dessen
Inhalt BGHSt 15, 306, 309; BGH wistra 2003, 301, 302; 1987, 28; OLG Dus-
seldorf wistra 1998, 360, 361; 1997, 113; Richter GmbHR 1984, 137, 139;
Muller-Gugenberger/Bieneck, Wirtschaftsstrafrecht 4. Aufl. § 76 Rdn. 7 ff.).
Da das Landgericht keinen Uberschuldungsstatus festgestellt hat, kann der
Senat nicht nachprufen, ob im Juni und Juli 2000 das — im angefochtenen
Urteil der Hohe nach ebenfalls nicht bezifferte — Stammkapital der F.

P. GmbH bereits aufgezehrt oder das Unternehmen sogar Uberschul-
det und damit die vom Angeklagten B. K. gestellten Burgschaften
als eigenkapitalersetzend zu bewerten waren. In diesem Falle wurde sich
aus einem Uberschuldungsstatus auch ergeben, dass es beziiglich der Fra-
ge eines Eingriffs in das Stammkapital nicht darauf ankommen kann, dass
der Angeklagte B. K. mit den Uberweisungen einen Teil der falli-
gen und durchsetzbaren Kontokorrentverbindlichkeiten tilgte. Denn die Erful-
lung einer Verbindlichkeit ist fur sich genommen nur eine gewinnneutrale Bi-
lanzverkurzung durch Aktiv-/Passivminderung (vgl. Maurer aaO S. 1555; vgl.
auch BGH bei Herlan GA 1971, 35; Gribbohm aaO S. 248). Im Uberschul-
dungsstatus musste der eigenkapitalersetzende Charakter der Bulrgschaft

wie folgt berucksichtigt werden:

(a) Zum Zeitpunkt vor den Darlehensgewahrungen an die Vertrauens-
personen wirden sich die drei Kontokorrentdarlehen in einem Uberschul-
dungsstatus nicht zu Lasten des Stammkapitals auswirken. Denn in entspre-
chender Hohe stinde dem ein Freistellungsanspruch der F. P.
GmbH gegen den Angeklagten B. K. gegenuber (vgl. dazu BGH
NJW 1987, 1697, 1698; 1997, 3171, 3172).
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Dieser Freistellungsanspruch ware nach dem Gesamtzusammenhang
der Urteilsgriunde auch nicht wertlos. Der Angeklagte war Eigentumer mehre-
rer Grundstlcke (UA S. 4) und wollte — nach den bisherigen, vom Landge-
richt freilich nicht ausreichend gewdurdigten Feststellungen (vgl. unten [c]) —

die Kontokorrentkredite zunachst auch mit Privatmitteln tilgen.

(b) Zum Zeitpunkt der Darlehensgewahrungen vor den Kaufpreiszah-
lungen an die beiden Banken wirde sich ebenfalls unter Berucksichtigung
der neu hinzutretenden Geschaftsvorfalle keine Auswirkung auf das Ergebnis
eines Uberschuldungsstatus ergeben. Die Darlehensgewahrungen waren fiir
sich genommen ein bloRer Aktivtausch: Zwar waren die Geldmittel um
650.000 DM gemindert. Dem stunden jedoch die zu aktivierenden Darlehens-
forderungen in Héhe von 500.000 DM und 150.000 DM gegenuber. Auf der
Passivseite wurden die Kontokorrentkredite unverandert bleiben.

(c) Zum Zeitpunkt der Kaufpreiszahlungen vor den Aufrechnungserkla-
rungen wirde sich weiterhin keine Auswirkung auf das Ergebnis eines Uber-
schuldungsstatus ergeben. Die Aktivseite bliebe unverandert. Auf der Pas-
sivseite wurden die Banken lediglich durch M. bzw. D. K. er-
setzt (vgl. § 398 Satze 1 und 2 BGB). Der Freistellungsanspruch gegen den
Angeklagten B. K. bliebe von diesem Glaubigerwechsel noch

unberuhrt.

Entgegen der Ansicht der Angeklagten waren die Schulden aus den
Kontokorrentdarlehen gegenuber dem Mitangeklagten D. K. in Hohe
von 685.863,65 DM und gegenuber M. in Hohe von 1.062.968,70 DM
zu passivieren. Dem stunde nicht der Einwand des Verbots widerspruchli-
chen Verhaltens (§ 242 BGB) entgegen. Denn die Urteilsfeststellungen bele-
gen, dass die Angeklagten und M. zumindest seit Ende Juni 2000 einen
sofortigen Erlass der nunmehr ihnen gegeniber bestehenden Schulden aus
den Kontokorrentdarlehen nicht ernsthaft beabsichtigten: Statt einen Erlass-

vertrag im Sinne des § 397 Abs. 1 BGB abzuschliel3en, erteilte der Angeklag-
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te B. K. den Zessionaren jeweils eine Saldenbestatigung. Die
Angeklagten und M. lieRen die neben den Burgschaften Ubergegange-
nen Geschaftsforderungen als Sicherheiten bestehen, obwohl die Zessiona-
re, wie vom Landgericht gewertet, ,nur zum Schein als Kaufer der Kreditfor-
derungen auftraten® (UA S. 26) und mangels eigener Aufwendungen kein
Sicherungsbedurfnis hatten. Darlber hinaus lie3 der Angeklagte B.

K. (anstelle der ,formalberechtigten Zessionare) spater zu seinen eige-
nen Gunsten die auf die Geschaftsforderungen gezahlten Erlése auf das An-
derkonto einziehen und deren Herausgabe gegenuber der Insolvenzverwal-
terin verweigern. Nach der vom Landgericht nicht widerlegten Aussage des
Rechtsanwalts S. sollen die auf M. und D. K. Ubergegan-
genen Kreditforderungen sogar im Insolvenzverfahren angemeldet worden
sein (UA S. 25).

(d) Aufgrund der Aufrechnungserklarung wuirde sich jedoch eine Ver-
ringerung des Saldos zu Lasten der Aktiva ergeben: Die Darlehensforderun-
gen gegen M. und D. K. waren auf Null zu stellen. Sie waren
nach §§ 389, 387 f. BGB aufgrund der Aufrechnungserklarung erloschen.
Zwar entsprachen dem auf der Passivseite um 650.000 DM verminderte
Verbindlichkeiten aus den Kontokorrentdarlehen gegenuber den Zessiona-

ren. Zugleich ware aber der Freistellungsanspruch gegen den Angeklagten

B. K. um 650.000 DM zu verringern. Mit der Abtretung der Forde-
rungen der Banken waren auch die Kreditburgschaften auf M. und D.
K. ubergegangen (§ 401 Abs. 1 BGB). Das Teilerloschen der Ver-

bindlichkeiten aus den Kontokorrentdarlehen bewirkte hier in gleicher Hohe
auch das Erléschen der Blrgschaftsschuld in Hohe von 500.000 DM bzw.
150.000 DM nach §§ 389, 387 f. BGB i.V.m. § 767 Abs. 1 Satz 1 BGB (vgl.
dazu Sprau in Palandt, BGB 67. Aufl. § 765 Rdn. 29; Habersack in Munche-
ner Kommentar zum BGB, 4. Aufl. § 767 Rdn. 3; Herrmann in Erman, BGB
12. Aufl. § 767 Rdn. 3; vgl. auch BGH WM 2002, 919, 922). Damit stiinden
zwei verringerten Passivposten drei verringerte Aktivposten gegenuber.
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Zum gleichen Ergebnis wirde man gelangen, wenn man den Ange-
klagten B. K. als eigentlichen (spateren) Neuglaubiger der Forde-
rungen aus dem Kontokorrentdarlehen ansahe. Dann wurden die Burg-
schaftsschulden infolge des Zusammenfallens von Glaubiger und Schuldner

untergehen.

Der Angeklagte B. K. hatte jedoch von seinen Burg-
schaftsschulden in Hohe von insgesamt 650.000 DM nicht befreit werden
durfen, wenn der Freistellungsanspruch in entsprechender Hohe verlorenes
Stammkapital oder eine Uber diesen Verlust hinaus bestehende Uberschul-
dung abdeckte. Der Angeklagte B. K. hatte also in diesem Fall
die Kreditschulden aus seinem Vermogen tilgen oder zumindest der F.

P. GmbH gleichzeitig mit der Aufrechnung neue werthaltige Mittel zu-
fuhren mussen (etwa durch eine rechtsverbindliche Erklarung, dass er ihr die

verauslagten Mittel erstatten werde, vgl. dazu Muhler aaO S. 287 f.).

(e) Ein Erlass (§ 397 Abs. 1 BGB) der nach Aufrechnung noch beste-
henden Darlehensschulden in Hohe von 1.097.932,35 DM kdnnte in einem
Uberschuldungsstatus deswegen nicht berlicksichtigt werden, weil die Ange-
klagten und M. im Juli 2000 den Abschluss eines solchen Vertrags
nicht ernsthaft beabsichtigten (siehe oben [c]). Aus dem gleichen Grund
konnte die Verringerung der Aktiva entgegen der Auffassung der Angeklag-
ten nicht durch die Aktivierung eines Erstattungsanspruchs der F.

P. GmbH analog § 31 Abs. 1 GmbHG gegen den Angeklagten B.
K. ausgeglichen werden. Denn derartige Ausgleichsanspriche (wie
gegebenenfalls auch solche aus § 32b GmbHG) sind bei der Schadensbe-
trachtung — ahnlich den aus der Straftat entstandenen Schadensersatzan-
spruchen nach §§ 823 ff. BGB (vgl. dazu Fischer, StGB 55. Aufl. § 263
Rdn. 93 m.w.N.) — jedenfalls dann nicht zu berlcksichtigen, wenn der Ge-
sellschafter leistungsunwillig ist. Dies stinde der Werthaltigkeit eines Erstat-
tungsanspruchs entgegen (Hartung NJW 1996, 229, 234; vgl. auch Ransiek
in FS fur Kohlmann 2003 S. 207, 214). Eine solche Leistungsunwilligkeit wird
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in derartigen Fallen der Ruickfihrung von gesicherten Bankdarlehen in der
Krise der GmbH auch regelmaliig nahe liegen: Mit der Ruckfuhrung des ge-
sicherten Darlehens aus Gesellschaftsmitteln hat der Gesellschafter gerade
gezeigt, dass er fur das verlorene Stammkapital oder eine darlber hinaus

bestehende Uberschuldung nicht mit Privatmitteln einstehen will.

(3) Der Umstand, dass der Angeklagte B. K. die Kredit-
burgschaften ersichtlich nicht erst im Juni 2000 stellte, sondern dies wohl auf
bankublichem Verhalten moglicherweise aus Zeiten vor der Krise beruhte,
vermag den Angeklagten fur den Fall eines aufgezehrten Stammkapitals
oder einer dariiber hinausgehenden Uberschuldung nach den bisherigen

Feststellungen nicht zu entlasten.

Nach der Rechtsprechung der Zivilsenate des Bundesgerichtshofs ist
zur Umqualifizierung einer bei Eintritt der Krise ,stehengelassenen® Kredithil-
fe erforderlich, dass der Gesellschafter objektiv in der Lage ist, auf den Ein-
tritt der Krise durch Abzug der Mittel oder Liquidation der Gesellschaft zu re-
agieren (BGHZ 121, 31, 35 ff,; 127, 1, 6; 133, 298, 302; BGH NJW 1995,
658 f.; Hueck/Fastrich in Baumbach/Hueck, GmbHG 18. Aufl. § 32a Rdn. 45
m.w.N.) und dartber hinaus ,wenigstens die Mdglichkeit gehabt haben muss,
die Krise der Gesellschaft bei Wahrnehmung seiner Verantwortung flur eine
ordnungsgemale Finanzierung der Gesellschaft zu erkennen® (BGHZ 127,
336, 344; BGH BB 1995, 60, 62). Demnach kann es den Gesellschafter — wie
es regelmafig bei gegenuber Banken eingegangenen Burgschaftsverpflich-
tungen der Fall sein wird — nicht bereits entlasten, dass er seine Sicherheits-
leistung nach dem zivilrechtlichen Vertrag und schuldrechtlichen Regeln nicht
abziehen kann. Fuhrt der Gesellschafter die ohne Eigenkapitalzufuhrung li-
quidationsreife Gesellschaft fort, statt diese unter Entzug der ihr gestellten
Mittel zu liquidieren, wird er an dieser ,Finanzierungsentscheidung“ fest-
gehalten. Dabei hat er diese Entscheidung binnen angemessener Frist zu

treffen, wobei die in § 64 Abs. 1 GmbHG niedergelegten Mal3stabe zu beach-
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ten sind (vgl. BGHR GmbHG § 30 u. § 31 Finanzierungsentscheidung 1 =
NJW 1998, 3200, 3201; Hueck/Fastrich aaO Rdn. 41).

Eine derartige, auch in strafrechtlicher Hinsicht relevante (vgl. Maurer
aa0 S. 1554 f.; Hartung aaO S. 233) Finanzierungsentscheidung kdnnte hier
in dem im Juni 2000 gefassten Entschluss des Angeklagten B. K.
liegen, mit den Banken Vergleichsverhandlungen zu fuhren, um diese vom
Vorgehen aus den Bulrgschaften abzuhalten und darliber hinaus sogar die
Blrgschaften zum Erléschen zu bringen. Er hatte statt dieser Verhandlungen
auch sogleich Insolvenzantrag (freilich mit der Gefahr eines anschlieRenden

Privatinsolvenzverfahrens) stellen konnen.

(4) Dass der Angeklagte B. K. angesichts des Umstands,
dass er fallige und durchsetzbare Kredite tilgte, ohne Tatvorsatz hinsichtlich
des normativen Tatbestandsmerkmals der ,Pflichtwidrigkeit gehandelt hat,
liegt nicht auf der Hand. Vielmehr ging es dem Angeklagten nach den bishe-
rigen Feststellungen gerade auch um die Abwendung des Privatinsolvenz-
verfahrens und damit um das Freiwerden von den Burgschaftsschulden mit
Mitteln und auf Kosten der F. P. GmbH. Insbesondere das Ein-
ziehen der von der GmbH still abgetretenen Geschaftsforderungen zum ei-
genen Vorteil und die Weigerung, die Guthaben vom Anderkonto herauszu-
geben, lassen Rickschllsse auf die subjektive Seite im Juni und Juli 2000 zu
(vgl. auch Hartung aaO S. 234, 236).

bb) Eine Untreue zu Lasten der F. P. GmbH unter dem
Gesichtspunkt des Eingriffs in das Stammkapital oder der Herbeifihrung
bzw. Vertiefung einer Uberschuldung koénnte sich Uber das Vorstehende hin-
aus auch daraus ergeben, dass der Angeklagte B. K. uber seine
Mittelsmanner dem Unternehmen Geschaftsforderungen in Hbhe von
1.747.932,35 DM entzog.
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(1) Diese Geschaftsforderungen standen der F. P. GmbH
zu, nicht etwa den ,Strohmannern® D. K. und M. oder dem An-
geklagten B. K.

Die F. P. GmbH war zur Einziehung dieser Geschaftsfor-

derungen trotz der Abtretungen an die Banken befugt. Denn bei diesen Ab-
tretungen handelte es sich um Sicherungsabtretungen (vgl. BGH NJW 2002,
1568, 1569 m.w.N.). Demgemal} hatte die F. P. GmbH als Siche-
rungsgeberin diese Anspruche in ihrem Firmenvermdgen zu bilanzieren
(§ 246 Abs. 1 Satz 2 HGB und dazu Merkt in Baumbach/Hopt, HGB 32. Aufl.
§ 246 Rdn. 12; Budde/Karig in Beck’scher Bilanz-Kommentar 3. Aufl. § 246
Rdn. 15).

Nach Ubergang dieser Forderungen hatte der Angeklagte B.
K. die Sicherungsrechte an den Anspriuchen zugunsten der F.
P. GmbH bereits deswegen freigeben und diese damit rlckabtreten
mussen, weil er die gesicherten Bankdarlehen mit Firmenmitteln beglichen
und daher von vornherein keinerlei Sicherungsbedurfnis hatte. Im Falle der
Krise der GmbH hatte er diese Geschaftsforderungen nicht einmal dann zu
eigenen Gunsten geltend machen durfen, wenn er die Bankdarlehen mit Pri-
vatmitteln zurickgefihrt hatte. Stattdessen machte der Angeklagte B.
K. die der F. P. GmbH zustehenden Anspriiche in eigenem
Interesse und auf eigene Rechnung geltend. Durch dieses Entziehen der
Geschaftsforderungen konnte er nach alledem ebenfalls in das Stammkapital
der F. P. GmbH eingegriffen bzw. eine Uberschuldung herbeige-
fuhrt oder vertieft haben (vgl. Hartung aaO S. 236).

(2) Zum gleichen Ergebnis wurde man gelangen, wenn man — abwei-
chend von der nach den bisherigen Feststellungen nahe liegenden Wurdi-
gung — von einer fortbestehenden Glaubigerstellung des Mitangeklagten D.

K. ausgehen wirde. Denn auch insoweit konnte wegen der Leistung

an einen nahen Familienangehoérigen die Sperre des § 30 Abs. 1 GmbHG



36

37

38

39

-17 -

bestehen (vgl. BGHZ 81, 365, 368 f.; Hueck/Fastrich aaO § 30 Rdn. 18
m.w.N.; Maurer aaO S. 1552).

(3) Der Ubergang der Geschéftsforderungen war in beiden Anklagefél-

len Teil des Forderungskaufs und ist damit von der Anklage umfasst.

cc) Der Freispruch kann im Hinblick auf die im Zeitraum August bis
Oktober 2000 Uberwiesenen Betrage in Hohe von insgesamt rund
450.000 DM, die im Anklagesatz ausdrucklich erwahnt sind, auch deswegen
keinen Bestand haben, weil die dem zugrunde liegende Beweiswirdigung
durchgreifenden Bedenken begegnet. Denn das Landgericht hatte in seine
Beweiswurdigung die nachfolgende Einziehung der Geschaftsforderungen
zum Vorteil des Angeklagten B. K. und die Weigerung der Her-
ausgabe der auf dem Anderkonto befindlichen Guthaben einbeziehen mus-
sen. Dieser Sachverhalt war dem Landgericht mit der einleitenden Formulie-
rung im Anklagesatz unterbreitet, dass die Angeklagten angesichts der Kre-
ditkiindigungen und der bereits vorher bestehenden Zahlungsschwierigkeiten
im bewussten und gewollten Zusammenwirken der zahlungsunfahigen
GmbH soviel wie moglich an noch vorhandenen Vermogenswerten entziehen
und der Insolvenzmasse vorenthalten wollten. Im Zusammenhang mit den
teilweise zeitgleich zur Stellung des Eigeninsolvenzantrags und sogar noch
danach erfolgten Uberweisungen ist nicht nur das Geschehen bis zum Ein-
gang der Firmengelder auf dem Rechtsanwaltsanderkonto, sondern daruber
hinaus bezogen auf das Verbleiben dieser Guthaben auf diesem Konto an-

geklagt.

b) Der Freispruch vom Vorwurf der Insolvenzverschleppung (§ 64
Abs. 1, § 84 Abs. 1 Nr. 2 GmbHG) hat ebenfalls keinen Bestand.

aa) Bereits die Darstellung der Liquiditatslage der F. P.
GmbH zu drei ausgewahlten Stichtagen begegnet durchgreifenden Beden-

ken. Denn das Landgericht beschrankt sich auf die Mitteilung der Summen
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aus dem Liquiditatsstatus. Damit ist dem Senat die Uberprifung verwehrt, ob
der vom Landgericht jeweils zugrunde gelegte Liquiditatsstatus alle relevan-
ten kurzfristig falligen Verbindlichkeiten und die zu ihrer Tilgung vorhandenen
oder herbeizuschaffenden Mittel (also die flissigen Mittel und kurzfristig ein-
ziehbaren Forderungen sowie gegebenenfalls die kurzfristig liquidierbaren
Vermogensgegenstande) enthalt (vgl. § 17 Abs. 2 InsO und BGH
wistra 2007, 312; 2001, 306, 307; Muller-Gugenberger/Bieneck aaO § 76
Rdn. 57 ff.). Die lickenhaften Feststellungen zum Inhalt der ,Stillhalteab-
kommen* lassen auch nicht die Nachpriufung zu, ob das Landgericht die drei
Kontokorrentdarlehen im Liquiditatsstatus unbericksichtigt lassen durfte.
Den Urteilsgrinden ist bereits nicht zu entnehmen, ob die Banken gegenuber
dem Angeklagten B. K. in rechtsverbindlicher Weise erklarten,
von der Geltendmachung der Kreditforderungen voribergehend abzusehen
(vgl. Schaal in Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze § 84 GmbHG
Rdn. 14a). Erst recht belegen die Feststellungen weder genaue Zeitpunkte
etwaiger Fristen noch gar die Stundung der Kreditforderungen (vgl. Muller-
Gugenberger/Bieneck aaO § 76 Rdn. 57, 62; vgl. auch BGH wistra 2007,
312).

Ob ein Anspruch der F. P. GmbH gegen Rechtsanwalt

S. aus einem Treuhandverhaltnis auf Rickzahlung der auf dem Ander-
konto befindlichen Guthaben zu aktivieren war, bedurfte ebenfalls angesichts
des Einzugs der Geschaftsforderungen zugunsten des Angeklagten B.

K. und des Verhaltens gegenuber der Insolvenzverwalterin der ein-
gehenden Wirdigung. Insoweit fehlt eine Auseinandersetzung damit, ob der
Rechtsanwalt die Guthaben treuhanderisch flir den Angeklagten B.
K. und nicht etwa fur die F. P. GmbH verwahrte.

bb) Rechtsfehlerhaft ist der Freispruch zudem deswegen, weil sich
das Urteil nicht zum Insolvenzgrund der Uberschuldung verhalt (§ 19 Abs. 1
und Abs. 2 InsO).
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c) Die lickenhaften Feststellungen zu den mit den Banken in zeitlicher
Nahe zu den Kreditkindigungen gefuhrten Vergleichsverhandlungen bedin-
gen auch die Aufhebung der Verurteilung wegen vorsatzlichen Bankrotts
(§ 283 Abs. 1 Nr. 7b, Abs. 6 StGB) im Fall 3 der Anklage.

aa) Dies gilt zunachst zugunsten des Angeklagten B. K.

(§ 301 StPO). Sollten die Banken die Kreditforderungen tatsachlich gestun-
det oder zumindest in rechtsverbindlicher Weise von der Geltendmachung
abgesehen haben, hatte dies auch Auswirkungen auf die drohende Zah-
lungsunfahigkeit, die das Landgericht vor allem mit Blick auf die Kreditkindi-
gungen angenommen hat. Diese Begrundung der drohenden Zahlungsunfa-
higkeit widerspricht dem vom Landgericht zum 30. Juni 2000 aufgestellten
Liquiditatsstatus, in dem es, wie ausgeflhrt, die drei Kreditverbindlichkeiten
nicht passiviert hat (vgl. UA S. 27). Es ist zugunsten des Angeklagten B.

K. nicht auszuschlieen, dass er gegebenenfalls mit den Banken
noch vor dem 30. Juni 2000 Stundungen oder zumindest ernsthafte Stillhal-
teabkommen vereinbaren konnte. Jedenfalls der Forderungskaufvertrag mit
der HypoVereinsbank AG wurde noch im Juni 2000 abgeschlossen. Damit
konnten vor Strafbewehrung des Verstol3es gegen die Aufstellungspflicht aus
§ 264 Abs. 1, § 267 Abs. 1 HGB mit Ablauf des 30. Juni 2000 die fir die An-
nahme drohender Zahlungsunfahigkeit nach Ansicht des Landgerichts aus-
schlaggebenden Zahlungspflichten infolge einer Stundung nicht fallig gewe-
sen sein (vgl. § 18 Abs. 2 InsO und dazu Muller-Gugenberger/Bieneck aaO
§ 76 Rdn. 75). Diese Verbindlichkeiten konnten dann eine drohende Zah-
lungsunfahigkeit zum Zeitpunkt des Ablaufs des 30. Juni 2000 nicht begrtn-
den. Auch die vom Landgericht fir die Monate April und Mai 2000 ebenfalls
nur kursorisch mitgeteilten Zahlungsrickstande vermogen fur sich genom-
men eine drohende Zahlungsunfahigkeit zum Ablauf des 30. Juni 2000 nicht
zu belegen, zumal der Angeklagte B. K. am 1. Juli 2000 die L6h-
ne zahlen konnte. Im Ubrigen hat das Landgericht die von Firmenlieferanten
zur Beitreibung von Forderungen ergriffenen Mallnahmen als nicht ernsthaft

gewertet (UA S. 20). Dass gleichwohl auf der Grundlage der bisher getroffe-
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nen Feststellungen jedenfalls ein Schuldspruch nach § 283b Abs. 1 Nr. 1 und
Nr. 3b StGB erfolgen musste (vgl. dazu BGH wistra 1998, 105 mit Anmer-
kung Doster wistra 1998, 326, 327), andert nichts an der Notwendigkeit einer

umfassenden neuen Prufung.

bb) Mit der Aufhebung der Verurteilung nebst Feststellungen wird dem
neuen Tatrichter zudem eine umfassende und widerspruchsfreie Aufklarung
und Bewertung des Gesamtgeschehens ermdoglicht. Insoweit hat das
Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft auch zu Lasten des Angeklagten B.
K. Erfolg, weil sich der Schuldumfang des Bankrotts bei Annahme
eines Eingriffs in das Stammkapital und HerbeifuUhrung eines Insolvenzgrun-

des erhdhen konnte.

2. Mit der Strafbarkeit eines vom Mitangeklagten D. K. geleis-
teten Gehilfenbeitrags, der hier in dem Erwerb der Kreditforderung nebst
Blrgschaften und Geschaftsforderungen fir den Angeklagten B. K.

und dem Zurverfigungstellen seines Namens bei Geltendmachung der
Geschaftsforderungen bestehen konnte, hat sich das Landgericht bereits
deswegen nicht auseinandergesetzt, weil es keine Haupttat angenommen
hat. Auch insoweit bedarf die Sache neuer Aufklarung und Bewertung. Auch
wenn der Anklage schwerlich zu entnehmen ist, warum der Angeklagte D.
K. Gehilfe einer Untreue im Fall des Forderungserwerbs durch M.
sein soll, kommt angesichts der engen tatsachlichen Verzahnung des
Gesamtgeschehens um die Forderungsverkaufe der Banken eine Teilverwer-

fung der D. K. betreffenden Revision nicht in Betracht.

Der Senat hat von der Vorschrift des § 354 Abs. 2 Satz 1 zweite Vari-
ante StPO Gebrauch gemacht und die Sache an das Landgericht Dresden
zuruckverwiesen. Fur die neue Hauptverhandlung weist er auf Folgendes
hin:
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Im angefochtenen Urteil ist eine rechtsstaatswidrige Verfahrensverzo-
gerung festgestellt worden, deren Ausmal} allerdings — trotz Angabe malfl3-
geblicher Anknupfungstatsachen, freilich bis auf die erstmalige Kenntnis der
Angeklagten vom Beginn der Ermittlungen — nicht ausgewertet und bestimmt
ist. FUr den Fall einer Verurteilung wird der neue Tatrichter nochmals die Vor-
aussetzungen des Art. 6 Abs. 1 MRK zu prifen und gegebenenfalls eine
Kompensation zu erwagen haben (BGH, Grol3er Senat, Beschluss vom
17. Januar 2008 — GSSt 1/07, NJW 2008, 860, zur Veroffentlichung in
BGHSt vorgesehen). Insbesondere hinsichtlich des Angeklagten D. K.

wird gegebenenfalls eine Verfahrenserledigung nach §§ 153a, 153 StPO
(vgl. dazu BGH aaO S. 866) auch mit Rucksicht auf den nach Erlass des an-

gefochtenen Urteils verstrichenen Zeitraum zu erwagen sein.

Basdorf Brause Schaal

Schafer Sander



	URTEIL
	G r ü n d e



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


